
 
 

   
 

 
 

  

Graurheindorfer Str. 153 FON +49 (0)228-997799-0 E-MAIL poststelle@bfdi.bund.de  

53117 Bonn FAX +49 (0)228-997799-5550 INTERNET www.bfdi.bund.de  

 

Bonn, den 12.03.2021 

 

 

Stellungnahme  
 

des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

 

 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen 

(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

BT-Drucksache 19/26107 

 

A. Vorbemerkungen 

Bereits in den Jahren 2016/ 2017 gab es ein Gesetzgebungsvorhaben für ein Gesetz zur Stär-

kung von Kindern und Jugendlichen (BT-Drs. 18/12330 vom 15. Mai 2017), zu dem mein Haus 

mit Datum vom 16. Juni 2017 ausführlich Stellung genommen hatte (Anlage). 

Insgesamt ist festzustellen, dass leider eine Vielzahl der Anmerkungen aus der damaligen 

Stellungnahme auch im aktuellen Gesetzgebungsverfahren unberücksichtigt geblieben 

sind. Mehrere datenschutzrechtlich kritische Vorschriften wurden inhaltlich gleichlautend 

aus dem Vorentwurf übernommen, so dass ich folgende datenschutzrechtliche Empfehlun-

gen für die weitere parlamentarische Beratung aussprechen möchte. 

 

B. Im Einzelnen: 

 

1. Zu Artikel 1 Nr.  8 (Änderung des § 8a SGB VIII) 

Der Regelungsgehalt des §  8a Entwurf Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII-E) entspricht 

demjenigen der Norm, die im Gesetzgebungsverfahren 2016/2017 eingebracht und bereits 

damals von mir kritisiert wurde. 

Der neue §  8a Absatz  1 Satz 2 Nr.  2 SGB VIII-E begegnet daher gleichermaßen datenschutz-

rechtlichen Bedenken. Nach der Gesetzesbegründung sollen im Rahmen des konkreten Ge-

fährdungsabwendungsprozesses nach fachlicher Einschätzung des Jugendamts zukünftig 

die meldenden Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträger, die in §  4 Absatz  1 
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des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) im Einzelnen aufge-

führt sind, am Prozess der Gefährdungseinschätzung beteiligt werden. Dies sei aus fachli-

cher Sicht erforderlich, damit das Jugendamt eine möglichst umfassende Erkenntnisgrund-

lage für die Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung erhalte. Rechtfertigende Grundlage 

dieser Informationsweitergabe sei die Befugnis der informierenden Stellen zur Datenüber-

mittlung gemäß des ebenfalls mit diesem Gesetzgebungsvorhaben geänderten  

§ 4 Absatz 1 KKG-E 

Die in §  4 Absatz  1 KKG-E genannten Personen sind jedoch nicht alle Berufsgeheimnisträ-

ger. Dies gilt Insbesondere für die in §  4 Absatz  1 Nr.  7 KKG genannten Lehrerinnen und 

Lehrer. Für die an diese Stellen übermittelten Daten gilt dann gerade nicht mehr der erhöhte 

Schutz durch die berufliche Schweigepflicht. 

Überdies entspricht die gewählte Formulierung „in geeigneter Weise an der Gefährdungs-

einschätzung zu beteiligen“ nicht den Anforderungen der Formulierung einer sozialdaten-

schutz-rechtlichen Erhebungsgrundlage, da die Form der Beteiligung nicht hinreichend be-

stimmt benannt wird. 

Zudem birgt sie die Gefahr, dass sensible Sozialdaten zu den betroffenen Kindern und deren 

Familien regelmäßig vom Jugendamt an die informierenden Stellen - darunter auch Nicht-

Berufsgeheimnisträger - übermittelt werden. Dies ist sozialdatenschutzrechtlich bedenk-

lich, da damit diese sensiblen Daten den geschützten und durch die berufliche Schweige-

pflicht abgesicherten Vertraulichkeitsbereich verlassen und insoweit das Schutzniveau 

deutlich reduziert wird. 

Daher schlage ich vor, §  8a Abs.1 Satz 2 Nr. 2 SGB VIII-E durch den folgenden Satz zu erset-

zen: 

„Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage ge-

stellt wird und sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, darf das Jugend-

amt von Personen, die ihm nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation und Informa-

tion im Kinderschutz Daten übermittelt haben, zum Zwecke der Gefährdungseinschät-

zung weitere hierfür erforderliche Daten erheben.“ 

Sofern eine Datenübermittlung vom Jugendamt an die informierenden Stellen im Rahmen 

der Gefährdungseinschätzung im Einzelfall fachlich notwendig sein sollte, sind die Vor-

schriften der §§  61 ff. SGB VIII zu beachten. Daher empfehle ich zur Klarstellung, nach dem 

o. g. Satz den folgenden Satz einzufügen: 

„Für Datenübermittlungen zum Zwecke der Gefährdungseinschätzung vom Jugendamt 

an die Personen, die dem Jugendamt nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation und 

Information im Kinderschutz Daten übermittelt haben, gelten die §§ 61 bis 68 SGB VIII.“ 
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2. Zu Artikel 1 Nr. 38 (Änderung des § 52 SGB VIII) 

Auch die der Vorschrift des § 52 SGB Absatz 1 VIII-E anzufügenden Sätze entsprechen unver-

ändert denjenigen aus dem vorherigen Gesetzgebungsverfahren. Lediglich das Wort „um-

fassend“ hinsichtlich der behördenübergreifenden Zusammenarbeit wurde gestrichen. 

Meine mehrfach geäußerten datenschutzrechtlichen Bedenken hinsichtlich der zu umfas-

senden, unbestimmten Bezeichnung der „öffentlichen Einrichtungen und sonstigen Stel-

len“ in § 52 E-SGB VIII bestehen daher fort. 

Der Gesetzesbegründung zufolge handelt es sich dabei um Stellen, deren Tätigkeit sich auf 

die Lebenssituation der Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt. Beispielhaft ge-

nannt werden neben den Jugendstaatsanwaltschaften und Jugendgerichten die Familien-

gerichte und Polizeibehörden sowie Vertreterinnen und Vertreter von Schulen, der Auslän-

derbehörde oder Stellen aus dem Gesundheitsbereich. Datenschutzrechtliche Bedenken er-

geben sich zum einen wegen der mangelnden Bestimmtheit der Norm. Die Betroffenen kön-

nen nicht erkennen, welche Institutionen sensible Informationen über sie austauschen. 

Zum anderen werden aufgrund des zweiten neu einzufügenden Satzes sog. Fallkonferenzen 

eingeführt. Es ist bei Fallkonferenzen nicht ersichtlich und für die Betroffenen auch nicht 

nachvollziehbar, wer welche in welchem Zusammenhang und zu welchen Zwecken erhobe-

nen Daten an wen übermitteln darf und was mit diesen Daten geschieht. 

Ich empfehle daher, die betroffenen Stellen und Einrichtungen abschließend zu bezeichnen 

und den im § 52 Absatz 1 vorgesehenen zweiten Satz zu streichen. 

3. Zu Artikel 2 Nr. 2 (Änderung von § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information 

im Kinderschutz) 

Auch hier entspricht die Regelung des § 4 KKG-E entspricht inhaltlich derjenigen aus dem 

letzten Gesetzgebungsverfahren. 

Nach § 4 Absatz 4 KKG-E soll das Jugendamt „zeitnah eine Rückmeldung geben“, ob es die 

gewichtigen Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen be-

stätigt sieht und ob es zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen tätig geworden ist und 

noch tätig ist. Damit kann die Rückmeldung während, aber auch nach Abschluss der Gefähr-

dungslage erfolgen („tätig geworden ist“). Wenn die Rückmeldung losgelöst vom konkreten 

Gefährdungsabwendungsprozess erfolgt, werden die Daten für einen anderen Zweck über-

mittelt als dem der Gefährdungseinschätzung, für den sie erhoben wurden. Hierfür bedarf 

es einer ausdrücklichen gesetzlichen Befugnis oder Legitimation durch eine Einwilligung 

des bzw. der Betroffenen. 

Die Formulierung des § 4 Absatz 4 KKG-E dürfte jedoch nicht den Anforderungen an eine ver-

hältnismäßige, die Rechte der Betroffenen hinreichend wahrende Rechtsgrundlage für eine 

Datenübermittlung im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 lit. e), Absatz 3 lit. b) Datenschutz-Grund-

verordnung (DSGVO) genügen, ggf. i. V. m. Artikel 9 Absatz 2 lit. g) oder h) DSGVO, denn viel-
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fach dürften bei einer Kindeswohlgefährdung auch besondere Kategorien personenbezoge-

ner Daten i. S. v. Artikel 9 Absatz 1 DSGVO wie Gesundheitsdaten übermittelt werden. Es ist 

nicht hinreichend dargelegt, aus welchen Gründen eine Rückmeldung bezüglich der Frage, 

inwiefern das Jugendamt wegen einer Kindeswohlgefährdung tätig (geworden) ist, nach Ab-

schluss der Gefährdungslage an den breiten Personenkreis, wie beispielsweise Lehrerinnen 

und Lehrer oder Zollbeamte nach § 4 Absatz 5 KKG-E, erforderlich ist. 

Ich empfehle dringend, in § 4 Abs. 4 KKG-E den Verweis auf Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 wieder ein-

zufügen. Hinsichtlich der Rückmeldung nach § 4 Absatz 4 KKG hatte das BMFSFJ in der Res-

sortbesprechung betont, dass ausschließlich Ärzte/Heilberufe nach Nr. 1 Empfänger der 

Rückmeldungen des Jugendamtes sind und dies mit der Aufrechterhaltung des Vertrauens-

verhältnisses zwischen Arzt und Eltern/Kindern begründet. Aus datenschutzrechtlicher 

Sicht es bei Rückmeldungen von sensiblen Sozialdaten (des Inhalts, ob eine Kindeswohlge-

fährdung vorgelegen hat) nach Beendigung der Gefährdungslage geboten, die Rückmel-

dung auf Fälle zu beschränken, die unabdingbar sind. Die Begründung verweist pauschal 

darauf, dass die Übermittlung dieser Daten erforderlich ist, damit die betreffenden Berufs-

geheimnisträger ihre dem Kind oder Jugendlichen und seinen Familien gegenüber beste-

henden Aufgaben und Pflichten erfüllen können. 

4. Zu Artikel 5 (Änderung des § 71 SGB X) 

In § 71 Absatz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) wird eine allgemeine Übermitt-

lungsbefugnis von Sozialdaten etabliert, soweit sie zum Schutz des Kindeswohls nach  

§ 4 Absatz 1 und 5 KKG erforderlich ist. Es dürfte sich dabei vordringlich um Datenübermitt-

lungen von der in § 4 Absatz 5 KKG-E genannten Stelle (Zollbehörde) an die jeweils zustän-

digen Jugendämter handeln. Die übrigen in § 4 Absatz 1 KKG genannten Personengruppen 

unterliegen nicht per se dem Sozialgeheimnis, so dass sie nicht in den Anwendungsbereich 

des SGB X fallen. Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Zollbehörden bezweifele ich, in-

wiefern eine Datenübermittlung hinsichtlich der vom Zoll geprüften Personen geeignet und 

erforderlich ist, um eine konkrete Kindeswohlgefährdung abzuwenden. Auch die Verhältnis-

mäßigkeit einer solchen Datenübermittlung vor dem Hintergrund des bestehenden Über-

/Unterordnungsverhältnisses zwischen Bürger und Sozialleistungsträger ist fraglich. 

 

 

Prof. Ulrich Kelber 


